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1. Allgemeines

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die 
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten, wel-
che uns im Rahmen bestehender Vertragsbeziehun-
gen von Dritten insbesondere zum Zwecke der per-
sönlichen Kommunikation übergeben wurden, und 
die Ihnen nach dem Datenschutz zustehenden 
Rechte.  

2. Welche Daten und Quellen nutzen wir im Rah-
men der Geschäftsbeziehung?

Bei der Abwicklung von Verträgen werden regelmä-
ßig nicht nur die Daten unseres Vertragspartners er-
hoben, sondern gegebenenfalls auch personenbe-
zogene Daten von Mitarbeitern, Dienstleistern oder 
Erfüllungsgehilfen unseres Vertragspartners (wie z. 
B. Name, Berufs- und Funktionsbezeichnungen, Te-
lefonnummer, E-Mail-Adresse u. ä.), etwa im Rah-
men der Benennung als Ansprechpartner für und 
durch unseren Vertragspartner. Darüber hinaus ver-
arbeiten wir auch personenbezogene Daten, welche 
wir aus öffentlich zugänglichen Quellen, z. B. 
Grundbüchern, Schuldnerverzeichnissen, Handels-
und Vereinsregistern, der Presse, dem Internet oder 
Insolvenzplattformen zulässigerweise gewinnen dür-
fen. 

3. Wozu und auf welcher Rechtsgrundlage ver-
wenden wir Ihre personenbezogenen Daten?

Abschluss und Durchführen eines Vertrages gemäß 
Art. 6 Abs. 1 Buchstabe b DS-GVO
Die personenbezogenen Daten verarbeiten wir zur 
Erfüllung der mit unseren Vertragspartnern beste-
henden Verträge (z. B. Kontaktaufnahme) und dies-
bezügliche Durchführung vorvertraglicher Maßnah-
men.

Wahren berechtigter Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 
Buchstabe f DS-GVO
Soweit erforderlich verarbeiten wir Ihre Daten auch, 
um unsere berechtigten Interessen oder berechtigte 
Interessen Dritter zu wahren. Dies kann in folgen-
den Fällen erforderlich sein:

- Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Be-
triebs einschließlich Test,

- Direktwerbung für unsere eigene Zwecke, soweit 
Sie dieser nicht widersprochen haben, und Markt-
und Meinungsforschung,

- zur Erstellung von Benchmark und Statistiken, z. 
B. für die Entwicklung oder Verbesserung unserer 
Angebote und Prozesse,

- Verhinderung und Aufklärung von Straftraten und
Ordnungswidrigkeiten, 

- Maßnahmen zur Gebäude- und Anlagensicherheit 
(z. B. Videoüberwachung, Zutrittskontrollen) sowie 
zur Sicherstellung des Hausrechts.

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen 
oben nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, 
werden wir Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestim-
mungen zuvor informieren. 

Erfüllen gesetzlicher Verpflichtungen oder öffentli-
cher Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 Buchstabe c 
und e DS-GVO
Der AG hat gesetzliche Verpflichtungen (z. B. Bür-
gerliches Gesetzbuch, Handelsgesetzbuch, Steuer-
gesetze) zu deren Erfüllung das Verarbeiten Ihrer 
personenbezogenen Daten notwendig ist.

Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1 Buchstabe a DS-
GVO
Darüber hinaus erfolgt eine Verarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten nur, wenn Sie hierin eingewil-
ligt haben. Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit 
widerrufen werden. Dies gilt auch für den Widerruf 
von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung 
des DS-GVO erteilt wurden. Der Widerruf der Ein-
willigung berührt allerdings nicht die Rechtmäßigkeit 
der bis zum Widerruf verarbeiteten Daten.

4. Werden personenbezogene Daten weiter ge-
geben?

Der AG gibt personenbezogene Daten nur an Stel-
len weiter, die diese zur Erfüllung der unter Ziffer 3
genannten Zwecke benötigen. Das kann Stellen im 
Unternehmen sowie notwendige externe Unterneh-
men (Dienstleister und Erfüllungsgehilfen) betreffen.
Die Übermittlung an weitere Dritte findet zudem 
dann statt, wenn Sie uns hierzu vorher Ihre Einwilli-
gung erteilt haben.

interne Stellen  
Innerhalb Der AG erhalten diejenigen Stellen Zugriff 
auf Ihre Daten, die am Verarbeitungsprozess betei-
ligt sind oder Kenntnis erhalten müssen. 

externe Auftragnehmer und Dienstleister
Um vertragliche und gesetzliche Pflichten zu erfül-
len, arbeiten wir zum Teil mit externen Auftragneh-
mern und Dienstleistern zusammen. Empfänger per-
sonenbezogener Daten können z. B. sein: Betriebs-
führer und Geschäftsbesorger, Abrechnungs- und
IT-Dienstleister, Druck- und Postdienstleister, Tele-
kommunikations-, Beratungsunternehmen, Geldin-
stitute, Inkassounternehmen, Lieferanten, Analyse-
spezialisten

Weitere Empfänger
Zur Erfüllung gesetzlicher Mitwirkungspflichten kön-
nen personenbezogene Daten an Behörden wie Fi-
nanz-, Strafverfolgungs-, Aufsichts- und Vollstre-
ckungsbehörden gesendet werden. Weiterhin erhal-

Insolvenzplattformen zulässigerweise gewinnen dür-

und auf welcher Rechtsgrundlage ver-
wenden wir Ihre personenbezogenen Daten?

Abschluss und Durchführen eines Vertrages gemäß gemäß 
GVO

personenbezogenen Daten verarbeiten wir zur personenbezogenen Daten verarbeiten wir zur 
Erfüllung der mit unseren Vertragspartnern beste-Erfüllung der mit unseren Vertragspartnern beste-

(z. B. Kontaktaufnahme) und dies-(z. B. Kontaktaufnahme) und dies-
bezügliche Durchführung vorvertraglicher Maßnah-bezügliche Durchführung vorvertraglicher Maßnah-

Wahren berechtigter InteressenWahren berechtigter Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 gemäß Art. 6 Abs. 1 
f DS-GVO

Soweit erforderlich Soweit erforderlich verarbeiten wirverarbeiten wir Ihre DatenIhre Daten auch, 
um unsere berechtigteum unsere berechtigten n Interessen oder berechtigte Interessen oder berechtigte 
Interessen Dritter zu wahren. Dies kann Interessen Dritter zu wahren. Dies kann in folgen-
den Fällen erforderlich sein:den Fällen erforderlich sein:

- Gewährleistung der ITGewährleistung der IT--Sicherheit und des ITSicherheit und des IT
triebs triebs einschließlich Test,einschließlich Test,

- DirektwDirektwerberbung für unsere eigeneung für unsere eigene
Sie dieser nicht widersprochen habenSie dieser nicht widersprochen haben
und Meinungsforschung,und Meinungsforschung,

-- zur Erstellung von zur Erstellung von 
B. für die Entwicklung oder B. für die Entwicklung oder 
Angebote undAngebote und

Verhinderung und Aufklärung von Straftraten

werden wir Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestim-

oder öffentli-
cher Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 Buchstabe c cher Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 Buchstabe c 

gesetzliche Verpflichtungen gesetzliche Verpflichtungen (z. B. (z. B. Bür-Bür-
gerliches Gesetzbuch, Handelsgesetzbuch, Steuer-gerliches Gesetzbuch, Handelsgesetzbuch, Steuer-
gesetze) zu deren Erfüllung das Verarbeiten Ihrer Verarbeiten Ihrer 
personenbezogenen Daten notwendigpersonenbezogenen Daten notwendig istist.

Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1 Buchstabe a DSEinwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1 Buchstabe a DS-

Darüber hinaus erfolgt eine Verarbeitung von perso-Darüber hinaus erfolgt eine Verarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten nur, wenn Sie hierin eingewil-nenbezogenen Daten nur, wenn Sie hierin eingewil-
ligt haben. Eine erteilte Einwilligung kann jedEine erteilte Einwilligung kann jederzeit 
widerrufen werden. Dies gilt auch für den Widerruf widerrufen werden. Dies gilt auch für den Widerruf 
von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung 
des DSdes DS--GVO erteilt wurden. Der Widerruf der Ein-GVO erteilt wurden. Der Widerruf der Ein-
willigung berührt allerdings nicht die Rechtmäßigkeit willigung berührt allerdings nicht die Rechtmäßigkeit 
der bis zum Widerruf verarbeiteten Daten.der bis zum Widerruf verarbeiteten Daten.

4. 4. Werden personenbezogene Daten weiter ge-Werden personenbezogene Daten weiter ge-
geben?geben?

Der Der AG AG gibtgibt personenbezogene Daten nur 
len weiter, die diese zur Erfüllung der unter Ziffer 3len weiter, die diese zur Erfüllung der unter Ziffer 3
genannten Zwecke benötigen. genannten Zwecke benötigen. 
Unternehmen
men
Die Übermittlung an weitere Dritte findet zudem 
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ten Dritte Ihre persönlichen Daten, die eine rechtli-
che Befugnis dazu haben wie beispielsweise Be-
treuer, Gerichte, Rechtsanwälte, Gerichtsvollzieher, 
Zwangsverwalter oder Insolvenzverwalter. Wir ar-
beiten auch mit Dienstleistern zusammen, die nicht 
im Rahmen einer Auftragsverarbeitung für uns tätig 
werden, z. B. ausgewählte Fachbetriebe, Vermittler
oder Inkassodienstleister. Die Weitergabe der Daten 
ist zur effizienten Erfüllung des mit unserem Ver-
tragspartner bestehenden Vertrages mit Ihnen bzw. 
zur Erfüllung vertraglicher Verpflichtungen erforder-
lich.

Übermittlung von personenbezogenen Daten in ein 
Drittland
Es findet keine Übermittlung personenbezogener
Daten an ein Drittland (Staaten außerhalb der euro-
päischen Union bzw. dem europäischen Wirt-
schaftsraum) oder an eine internationale Organisa-
tion statt. 

5. Wie lange speichern wir personenbezogene 
Daten? 

Personenbezogene Daten werden solange gespei-
chert, wie es für die unter Ziffer 3 genannten Zwe-
cke der Verarbeitung erforderlich ist und ein berech-
tigtes Interesse der AG an der Verarbeitung nach 
Maßgabe der einschlägigen rechtlichen Bestimmun-
gen besteht. Dabei kann es vorkommen, dass Da-
ten auch nach Ende des Vertrages mit unserem 
Vertragspartner für die Zeit aufbewahrt werden, in 
der Ansprüche gegen oder durch der AG geltend 
gemacht werden können oder dies zu Zwecken der 
Direktwerbung oder Markt- und Meinungsforschung 
(i. d. R. längstens zwei Jahre nach Vertragsende) 
erforderlich ist. Zudem sind wir aufgrund gesetzli-
cher Regelung (z. B. Handelsgesetzbuch, Abgaben-
ordnung, Geldwäschegesetz) zum Speichern Ihrer 
personenbezogenen Daten verpflichtet, wobei die 
Speicherfrist bis zu 10 Jahre betragen kann.

6. Ihre Rechte als Betroffener gemäß Art. 15 – 21
DS-GVO

Jede betroffene Person hat in Bezug auf ihre perso-
nenbezogenen Daten im Umfang der Bestimmun-
gen der DS-GVO und des BDSG das Recht auf 
Auskunft, unter bestimmten Voraussetzungen ein 
Recht auf Berichtigung, Löschung und Einschrän-
kung der Verarbeitung sowie ein Recht auf Daten-
übertragbarkeit und auf Widerspruch.

Sie können diese Rechte bei der AG geltend ma-
chen.

Sollte die Verarbeitung von Daten auf Ihrer Einwilli-
gung beruhen, kann die Einwilligung durch Sie je-
derzeit widerrufen werden.

Beschwerderecht
Jede betroffene Person hat das Recht auf Be-
schwerde. Hierzu können Sie sich an uns oder die 
zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde wenden.
Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbe-
hörde ist:

Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz 
und die Informationssicherheit (TLfDI)
Häßlerstraße 8 
99096 Erfurt

Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ih-
rer besonderen Situation ergeben, gegen die Verar-
beitung Sie betreffender personenbezogener Daten, 
die aufgrund Art. 6 Abs. 1 Buchstabe f DS-GVO er-
folgt, Widerspruch einzulegen. 

Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre perso-
nenbezogenen Daten nicht mehr verarbeiten, es sei 
denn, wir können zwingende schutzwürdige Gründe 
für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interes-
sen, Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die 
Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen.

Der Widerspruch ist zu richten an:

Jenaer Nahverkehr GmbH
Datenschutzbeauftragter
Rudolstädter Straße 39
07745 Jena

7. Automatisierte Entscheidungsfindung

Es findet keine automatisierte Entscheidungsfin-
dung einschließlich Profiling statt.

8. Verantwortliche Stelle für die Datenverarbei-
tung 

Verantwortliche Stelle
Stadtwerke Jena GmbH
Rudolstädter Straße 39
07745 Jena

Tel.:  03641/ 688 231
Fax:  03641/ 688 265

Datenschutzbeauftragter
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per 
Post unter der oben genannten Adresse mit dem 
Zusatz – Datenschutzbeauftragter – oder unter E-
Mail-Adresse: 

datenschutz@stadtwerke-jena.de

berech-
an der Verarbeitung nach 

Maßgabe der einschlägigen rechtlichen Bestimmun-
Dabei kann es vorkommen, dass Da-

des Vertrages mit unserem 
für die Zeit aufbewahrt werden, in für die Zeit aufbewahrt werden, in 

der AG geltend 
oder dies zu Zwecken der oder dies zu Zwecken der 

und Meinuund Meinungsforschung ngsforschung 
(i. d. R. längstens zwei Jahre nach Vertragsende) (i. d. R. längstens zwei Jahre nach Vertragsende) 
erforderlich ist. Zudem sind wir aufgrund gesetzli-erforderlich ist. Zudem sind wir aufgrund gesetzli-
cher Regelung (z. B. Handelsgesetzbuch,cher Regelung (z. B. Handelsgesetzbuch, Abgaben-Abgaben-
ordnung, Geldwäschegesetz) zum Speichernordnung, Geldwäschegesetz) zum Speichern Ihrer Ihrer 
personenbezogenen Daten verpflichtet, wobei die personenbezogenen Daten verpflichtet, wobei die 
Speicherfrist bis zu 10 Jahre betragen kann.Speicherfrist bis zu 10 Jahre betragen kann.

Ihre Rechte als Betroffener gemäß Art. 15 als Betroffener gemäß Art. 15 
DS-GVO

Jede betroffene Person hat in Bezug auf ihre perso-Jede betroffene Person hat in Bezug auf ihre perso-
nenbezogenen Daten im Umfang der Bestimmun-nenbezogenen Daten im Umfang der Bestimmun-
gen degen der DSr DS--GVO und des BDSGGVO und des BDSG
Auskunft, Auskunft, unter bestimmten Voraussetzungen ein unter bestimmten Voraussetzungen ein 
Recht auf Berichtigung, LöschungRecht auf Berichtigung, Löschung
kung der Verarbeitung
übertragbarkeit und auf Widerspruch.übertragbarkeit und auf Widerspruch.

Sie können diese Rechte Sie können diese Rechte 
chen.chen.

Sollte die Verarbeitung von Daten auf 

Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz 

Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ih-Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ih-
rer besonderen Situation ergeben, gegen die Verar-rer besonderen Situation ergeben, gegen die Verar-
beitung Sie betreffender personenbezogener Daten, beitung Sie betreffender personenbezogener Daten, 
die aufgrund Art. 6 Abs. 1 Buchstabe f DSdie aufgrund Art. 6 Abs. 1 Buchstabe f DS--GVO er-GVO er-
folgt, Widerspruch einzulegen. folgt, Widerspruch einzulegen. 

Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre perso-Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre perso-
nenbezogenen Daten nicht mehr verarbeiten, es sei nenbezogenen Daten nicht mehr verarbeiten, es sei 
denn, wir können zwingende schutzwürdige Gründe denn, wir können zwingende schutzwürdige Gründe 
für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interes-für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interes-
sen, Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die sen, Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die 
Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen.oder Verteidigung von Rechtsansprüchen.

Der Widerspruch ist zu richten an:Der Widerspruch ist zu richten an:

Jenaer Nahverkehr GmbHJenaer Nahverkehr GmbH
DatenschutzbeauftragterDatenschutzbeauftragter
Rudolstädter Straße 39Rudolstädter Straße 39
07745 Jena07745 Jena

7. Automatisierte Entscheidungsfindung

Es findet keine automatisierte Entscheidungsfin-
dung einschließlich Profiling statt.
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Rahmenvereinbarung  

über die Belieferung von Waren des Gastronomiebedarfs

Zwischen der Jenaer Bäder und Freizeit GmbH

Rudolstädter Straße 39

07745 Jena

vertreten durch die Geschäftsführerin Susan Zetzmann

- nachfolgend „Auftraggeber“ genannt –

und der … 

… 

…

- nachfolgend „Auftragnehmer“ genannt –

- gemeinsam nachfolgend „Vertragspartner“ genannt –

wird folgende Rahmenvereinbarung über die "Belieferung von Waren des Gastronomiebedarfs" 
geschlossen:

§ 1 Vertragsgegenstand

(1) Vertragsgegenstand ist die längerfristige Verpflichtung zur Lieferung von Produkten durch den
Auftragnehmer (folgend „Vertragsprodukte“ genannt) an den Auftraggeber.

(2) Art und Umfang der zu erbringenden Leistung ergeben sich – in dieser Reihenfolge – aus
diesem Vertrag, der Leistungsbeschreibung (Anlage 1), dem Angebot des Auftragnehmers
(Anlage 2) und den übrigen Anlagen zum Vertrag.

(3) Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des
Auftragnehmers werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als der Auftraggeber ihrer
Geltung ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem
Fall, auch insbesondere dann, wenn der Auftraggeber in Kenntnis der Allgemeinen
Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers dessen Lieferungen vorbehaltlos annimmt.

(4) Dieser Vertrag begründet keinen Anspruch auf Abruf einer bestimmten Abnahmemenge. Es
besteht keine Abnahmeverpflichtung des Auftraggebers.

§ 2 Einzelbestellung, Lieferung und Liefertermine

(1) Der Abruf der Leistungen aus dieser Rahmenvereinbarung erfolgt nach Bedarf des
Auftraggebers über Einzelbestellungen an bestimmten Lieferterminen über das vom
Auftragnehmer kostenfrei zur Verfügung gestellte Online-Bestellsystem, telefonisch oder per
E-Mail von autorisierten Mitarbeitern. Die Annahme erfolgt durch Bestätigung der
Einzelbestellung oder durch Auslieferung der Vertragsprodukte.

(2) Der Lieferung ist ein Lieferschein unter Angabe von Datum, Inhalt der Lieferung sowie der
Bestellnummer des Auftraggebers beizulegen. Die Lieferung erfolgt frei Haus an den in der
Einzelbestellung angegebenen Ort (Bestimmungsort). Ist der Bestimmungsort nicht

nachfolgend „Auftraggeber“ genannt nachfolgend „Auftraggeber“ genannt ––

- nachfolgend „Auftragnehmer“ genannt nachfolgend „Auftragnehmer“ genannt 

gemeinsam nachfolgend „Vertragspartner“ genannt gemeinsam nachfolgend „Vertragspartner“ genannt 

"Belieferung vonieferung von Waren des Gastronomiebedarfs" Waren des Gastronomiebedarfs" 

§ 1 § 1 VertragsgegenstandVertragsgegenstand

Vertragsgegenstand ist die längerfristige Verpflichtung zur Lieferung von Produkten durch dVertragsgegenstand ist die längerfristige Verpflichtung zur Lieferung von Produkten durch d
uftragnehmer (folgend „Vertragsprodukte“ genannt) an den Auftraggeber.uftragnehmer (folgend „Vertragsprodukte“ genannt) an den Auftraggeber.

Art und Umfang der zu erbringenden Leistung ergeben sich Art und Umfang der zu erbringenden Leistung ergeben sich 
diesem Vertrag, der Leistungsbeschreibungdiesem Vertrag, der Leistungsbeschreibung (Anlage 1)
(Anlage 2) und den übrigen Anlagen zum Vertrag.und den übrigen Anlagen zum Vertrag.
Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen desAbweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des
Auftragnehmers werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als der Auftraggeber ihrerAuftragnehmers werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als der Auftraggeber ihrer
Geltung ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedeGeltung ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jede
Fall, auch insbesondere dann, wenn der Auftraggeber in Kenntnis der Allgemeineall, auch insbesondere dann, wenn der Auftraggeber in Kenntnis der Allgemeine
GGeschäftsbedingungen des Auftragnehmers dessen Lieferungen vorbehaltlos annimmt.eschäftsbedingungen des Auftragnehmers dessen Lieferungen vorbehaltlos annimmt.

(4)(4) Dieser Vertrag begründet keinen Anspruch auf Abruf einer bestimmten Dieser Vertrag begründet keinen Anspruch auf Abruf einer bestimmten 
besteht keine Abnahmeverpflichtung des Auftraggebers.besteht keine Abnahmeverpflichtung des Auftraggebers.

(1)(1) Der Abruf der Leistungen aus dieser
Auftraggebers über 
A
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angegeben und nichts anderes vereinbart, so hat die Lieferung an den Geschäftssitz des 
Auftraggebers zu erfolgen. Der Bestimmungsort ist auch Erfüllungsort für die Lieferung und 
etwaiger Nacherfüllungen (Bringschuld). 

(3) Die Liefertermine laut Leistungsbeschreibung sind vom Auftraggeber vorgegeben. Der 
jeweilige Liefertermin führt nicht zum Bestehen eines absoluten Fixgeschäfts. Zwischen der 
Einzelbestellung und dem vorgegebenen Liefertermin muss mindestens ein Werktag liegen. 

(4) Die vorgegebenen Liefertermine sind für den Auftragnehmer verbindlich. Der Auftragnehmer 
kommt bei Nichteinhaltung des vorgegebenen Liefertermins ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn der Auftragnehmer hat die Nichteinhaltung nicht zu vertreten. Im Falle des Liefer-
verzugs stehen dem Auftraggeber die gesetzlichen Ansprüche, insbesondere Schadenersatz 
und Rücktritt, zu. 

(5) Daneben ist der Auftraggeber im Falle des Lieferverzuges berechtigt, eine Vertragsstrafe i. H. 
v. 0,5 % des Netto-Lieferwertes der jeweiligen Einzelbestellung pro vollendete Woche zu 
verlangen, nicht jedoch mehr als 5 % des Netto-Lieferwertes der jeweiligen Einzelbestellung. 
Der Auftraggeber ist berechtigt, eine Vertragsstrafe neben der Erfüllung geltend zu machen 
und verpflichtet sich, den Vorbehalt der Vertragsstrafe bis spätestens innerhalb von 10 
Arbeitstagen, gerechnet ab Entgegennahme der verspäteten Lieferung, gegenüber dem 
Auftragnehmer zu erklären. Weitergehende Ansprüche und Rechte bleiben unberührt. 

§ 3 Vergütung, Fälligkeit

(1) Die Höhe der Vergütung richtet sich nach der Leistungsbeschreibung (Anlage 1) i. V. m. dem 
Angebot des Auftragnehmers (Anlage 2) und ist inklusive aller Nebenleistungen (z. B. 
Transport- und Verpackungskosten einschließlich eventueller Transport- und 
Haftpflichtversicherung). Die dort genannten Einzelpreise sind Festpreise zzgl. der jeweils 
geltenden Umsatzsteuer. 

(2) Die Vergütung stellt der Auftragnehmer dem Auftraggeber jeweils für die vorangegangene 
Kalenderwoche und für jeden Anlieferort in Rechnung, die innerhalb von 30 Tagen nach 
Zugang beim Auftraggeber fällig ist. 

(3) Dem Auftragnehmer steht ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur wegen 
rechtskräftig festgestellter oder unbestrittener Gegenforderungen zu. 

(4) Die Vertragspartner vereinbaren eine nachträgliche Umsatzvergütung nach Staffelsätzen. Der 
Auftragnehmer ist verpflichtet, an den Auftraggeber eine nachträgliche Umsatzvergütung auf 
Basis des gezielten Jahresumsatzes im jeweils vorangegangenem Kalenderjahr nach den 
vereinbarten Staffelsätzen zu zahlen. Die Rückvergütung erfolgt jährlich für das rückwirkende 
Kalenderjahr. Die Auszahlung erfolgt bis zum 31.März des Folgejahres. Die Höhe der 
Rückvergütung richtet sich nach der Leistungsbeschreibung.

§ 4 Gefahrübergang, Mängelansprüche und Haftung

(1) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der 
Vertragsprodukte geht mit Übergabe am Erfüllungsort auf den Auftraggeber über.

(2) Die Geltendmachung von Mängelansprüchen und die Haftung der Vertragspartner richten sich 
nach den gesetzlichen Bestimmungen. Im Übrigen haftet der Auftraggeber nur im Falle einer 
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung. Dies gilt nicht für Schäden aus der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen 
Pflichtverletzung des Auftraggebers oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen 
Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Auftraggebers 
beruhen. Unberührt bleibt ferner die Haftung für die Verletzung von Pflichten, deren Erfüllung 
die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Auftragnehmer regelmäßig vertrauen darf. Die Bestimmungen des 
Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt.

Werktag liegen. 
den Auftragnehmer verbindlich. Der Auftragnehmer 

kommt bei Nichteinhaltung des vorgegebenen Liefertermins ohne Mahnung in Verzug, es sei kommt bei Nichteinhaltung des vorgegebenen Liefertermins ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn der Auftragnehmer hat die Nichteinhaltung nicht zu vertreten. Im Falle des Liefer-
verzugs stehen dem Auftraggeber die gesetzlichen Ansprüche, insbesondere Schadenersatz verzugs stehen dem Auftraggeber die gesetzlichen Ansprüche, insbesondere Schadenersatz 

Daneben ist der Auftraggeber im Falle des Lieferverzuges berechtigt, eine Vertragsstrafe i. H. Daneben ist der Auftraggeber im Falle des Lieferverzuges berechtigt, eine Vertragsstrafe i. H. 
Lieferwertes der jeweiligen Einzelbestellung pro vollendete WocheLieferwertes der jeweiligen Einzelbestellung pro vollendete Woche zu zu 

Lieferwertes der jeweiligen Einzelbestellung. Lieferwertes der jeweiligen Einzelbestellung. 
Der Auftraggeber ist berechtigt, eine Vertragsstrafe neben der Erfüllung geltend zu machen Der Auftraggeber ist berechtigt, eine Vertragsstrafe neben der Erfüllung geltend zu machen 
und verpflichtet sich, den Vorbehalt der Vertragsstrafe bis spätestens innerhalb von 10 und verpflichtet sich, den Vorbehalt der Vertragsstrafe bis spätestens innerhalb von 10 

et ab Entgegennahme der verspäteten Lieferung, gegenüber dem et ab Entgegennahme der verspäteten Lieferung, gegenüber dem 
Auftragnehmer zu erklären. Weitergehende Ansprüche und Rechte bleiben unberührt. Auftragnehmer zu erklären. Weitergehende Ansprüche und Rechte bleiben unberührt. 

Vergütung, FälligkeitVergütung, Fälligkeit

Vergütung richtet sich nach der LeistungsLeistungsbeschreibungbeschreibung (Anlage 1) i. V. m. dem 
Angebot des Auftragnehmers (Anlage 2) und ist inklusive aller Nebenleistungen (z. B. Angebot des Auftragnehmers (Anlage 2) und ist inklusive aller Nebenleistungen (z. B. 

und Verpackungskosten einschließlich eventueller Transporteinschließlich eventueller Transport
. Die dort genannten Einzelpreise sind Festpreise zzgl. der jeweils . Die dort genannten Einzelpreise sind Festpreise zzgl. der jeweils 

Die Vergütung stellt der Auftragnehmer dem AuftraggeberDie Vergütung stellt der Auftragnehmer dem Auftraggeber jeweils
Kalenderwoche und für jeden AnlieferortKalenderwoche und für jeden Anlieferort in Rechnungin Rechnung, die
Zugang beim Auftraggeber fällig istZugang beim Auftraggeber fällig ist. . 
Dem Auftragnehmer steht ein AufrechnungsDem Auftragnehmer steht ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur wegen 
rechtskräftig festgestellter oder unbestrittener Gegenforderungen zu. rechtskräftig festgestellter oder unbestrittener Gegenforderungen zu. 
Die Vertragspartner vereinbaren eine nachträgliche Umsatzvergütung nach Staffelsätzen. Der Die Vertragspartner vereinbaren eine nachträgliche Umsatzvergütung nach Staffelsätzen. Der 
Auftragnehmer ist verpflichtet, an den Auftraggeber eine nachträgliche Umsatzvergütung auf Auftragnehmer ist verpflichtet, an den Auftraggeber eine nachträgliche Umsatzvergütung auf 
Basis des gezielten Jahresumsatzes im jeweils vorangegangenem KalenderjahrBasis des gezielten Jahresumsatzes im jeweils vorangegangenem Kalenderjahr
vereinbarten Staffelsätzen zu zahlen. vereinbarten Staffelsätzen zu zahlen. 
KalenderKalenderjahr. Die Auszahlung erfolgt bis zum 31.März des Folgejahres. Die Höhe der jahr. Die Auszahlung erfolgt bis zum 31.März des Folgejahres. Die Höhe der KalenderKalender
Rückvergütung richtet sich nach der Leistungsbeschreibung.Rückvergütung richtet sich nach der Leistungsbeschreibung.

§ 4 Gefahrübergang, 

(1)(1) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der 
VertragsprodukteVertragsprodukte

(2)(2) Die Geltendmachung von Mängelansprüchen und die Haftung der Vertragspartner richten sich Die Geltendmachung von Mängelansprüchen und die Haftung der Vertragspartner richten sich 
nach den gesetzlichen Bestimmungen. Im Übrigen haftet der Auftraggeber nur im Falle einer 
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung. Dies gilt nicht für Schäden aus der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen 
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(3) Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die gesetzlichen Vorschriften 
(§§ 377, 381 HGB) mit folgender Maßgabe: Die Untersuchungspflicht des Auftraggebers 
beschränkt sich auf Mängel, die bei der Wareneingangskontrolle unter äußerlicher 
Begutachtung einschließlich der Lieferpapiere offen zu Tage treten (z. B. Transport-
beschädigungen, Falsch- und Minderlieferung) oder bei der Qualitätskontrolle im 
Stichprobenverfahren erkennbar sind. Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit eine 
Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls nach ordnungsgemäßem 
Geschäftsgang tunlich ist. Die Rügepflicht für später entdeckte Mängel bleibt unberührt. 
Unbeschadet der Untersuchungspflicht gilt eine Rüge jedenfalls dann als unverzüglich und 
rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 5 Arbeitstagen ab Entdeckung bzw. bei offensichtlichen 
Mängeln, ab Lieferung abgesendet wird. 

(4) Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaften Ware und der erneute Einbau, 
sofern die Ware ihrer Art und ihrem Verwendungszweck gemäß in eine andere Sache 
eingebaut oder an eine andere Sache angebracht wurde. Der gesetzliche Anspruch auf Ersatz
entsprechender Aufwendungen bleibt unberührt. 

(5) Kommt der Auftragnehmer seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung innerhalb einer vom 
Auftraggeber gesetzten, angemessenen Frist nicht nach, so kann der Auftraggeber 
unbeschadet der vorgenannten Regelungen den Mangel selbst beseitigen und vom 
Auftragnehmer Ersatz der hierfür erforderlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden 
Vorschuss verlangen. Ist die Nacherfüllung durch den Auftragnehmer fehlgeschlagen oder für 
den Auftraggeber unzumutbar (z. B. wegen besonderer Dringlichkeit, Gefährdung der 
Betriebssicherheit oder drohendem Eintritt unverhältnismäßiger Schäden) bedarf es keiner 
Fristsetzung; von derartigen Umständen wird der Auftraggeber den Auftragnehmer 
unverzüglich unterrichten. 

(6) Der Auftragnehmer gewährleistet, dass die von ihm gelieferten Vertragsprodukte keine 
Schutzrechte Dritter verletzen. Sollten solche Schutzrechte verletzt sein, stellt der 
Auftragnehmer den Auftraggeber von Schadenersatzansprüchen Dritter frei. 

(7) Der Auftragnehmer hat das Bestehen einer Haftpflichtversicherung nachzuweisen, die 
folgende Schäden abdeckt: Sach- und Vermögensschäden i. H. v. 3.000.000 €, 
Personenschäden 5.000.000 €. Der Versicherungsschutz ist dem Auftraggeber, sofern dies 
nicht bereits bei der Angebotsabgabe vollumfänglich geschehen ist, unverzüglich nach 
Zuschlagserteilung durch Vorlage einer Versicherungsbestätigung nachzuweisen. 

(8) Die Vertragspartner verpflichten sich, Schäden unverzüglich anzuzeigen, wenn sie bekannt 
werden. 

§ 5 Laufzeit

(1) Die Rahmenvereinbarung tritt am 01.01.2025 in Kraft und läuft bis zum 31.12.2026. Der 
Auftraggeber hat das Recht, die Rahmenvereinbarung zweimalig für jeweils ein weiteres Jahr
zu den vereinbarten Konditionen zu verlängern. Der Auftraggeber teilt dem Auftragnehmer 6 
Monate vor Ablauf der jeweils gültigen Vertragslaufzeit mit, ob er von seinem Optionsrecht 
Gebrauch macht. 

(2) Die Rahmenvereinbarung kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes fristlos gekündigt 
werden. Ein wichtiger Grund ist insbesondere gegeben, wenn

der Auftragnehmer mit mindestens zwei Einzelbestellungen in Verzug ist und trotz 
Abmahnung nicht liefert,
der Auftragnehmer schuldhaft gegen wesentliche Pflichten dieses Vertrages verstößt 
und das Verhalten trotz Abmahnung fortsetzt, wobei wesentliche Vertragspflichten 
solche Verpflichtungen sind, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des 
Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner 
regelmäßig vertraut und vertrauen darf, oder 
der Auftragnehmer seine Leistungen ohne wichtigen Grund einstellt und trotz 
Abmahnung die Leistungserfüllung nicht wieder aufnimmt. 

ng unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls nach ordnungsgemäßem 
Geschäftsgang tunlich ist. Die Rügepflicht für später entdeckte Mängel bleibt unberührt. 
Unbeschadet der Untersuchungspflicht gilt eine Rüge jedenfalls dann als unverzüglich und 

chtzeitig, wenn sie innerhalb von 5 Arbeitstagen ab Entdeckung bzw. bei offensichtlichen chtzeitig, wenn sie innerhalb von 5 Arbeitstagen ab Entdeckung bzw. bei offensichtlichen 

Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaften Ware und der erneute Einbau, Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaften Ware und der erneute Einbau, 
sofern die Ware ihrer Art und ihrem Verwendungszweck gemäß in eine andere Sache sofern die Ware ihrer Art und ihrem Verwendungszweck gemäß in eine andere Sache 
eingebaut oder an eine andere Sache angebracht wurde. Der gesetzliche Anspruch auf Ersatzeingebaut oder an eine andere Sache angebracht wurde. Der gesetzliche Anspruch auf Ersatz

Kommt der Auftragnehmer seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung innerhalb einer vom Kommt der Auftragnehmer seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung innerhalb einer vom 
angemessenen Frist nicht nach, so kann der Auftraggeber angemessenen Frist nicht nach, so kann der Auftraggeber 

unbeschadet der vorgenannten Regelungen den Mangel selbst beseitigen und vom unbeschadet der vorgenannten Regelungen den Mangel selbst beseitigen und vom 
Auftragnehmer Ersatz der hierfür erforderlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden Auftragnehmer Ersatz der hierfür erforderlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden 
Vorschuss verlangen. Ist die Nacherfüllung durch den Auftragnehmer fehlgeschlagen oder für Vorschuss verlangen. Ist die Nacherfüllung durch den Auftragnehmer fehlgeschlagen oder für 
den Auftraggeber unzumutbar (z. B. wegen besonderer Dringlichkeit, Gefährdung der den Auftraggeber unzumutbar (z. B. wegen besonderer Dringlichkeit, Gefährdung der 

erheit oder drohendem Eintritt unverhältnismäßiger Schäden) bedarf es keiner erheit oder drohendem Eintritt unverhältnismäßiger Schäden) bedarf es keiner 
Fristsetzung; von derartigen Umständen wird der Auftraggeber den Auftragnehmer Fristsetzung; von derartigen Umständen wird der Auftraggeber den Auftragnehmer 

Der Auftragnehmer gewährleistet, dass die von ihm gelieferten Vertragsprodukte keine Der Auftragnehmer gewährleistet, dass die von ihm gelieferten Vertragsprodukte keine 
Schutzrechte Dritter verletzen. Sollten solche Schutzrechte verletzt sein, stellt der Schutzrechte Dritter verletzen. Sollten solche Schutzrechte verletzt sein, stellt der 
Auftragnehmer den Auftraggeber von Schadenersatzansprüchen Dritter frei. Auftragnehmer den Auftraggeber von Schadenersatzansprüchen Dritter frei. 
Der Auftragnehmer hat das Bestehen einer Haftpflichtversicherung nachzuweisen, die Der Auftragnehmer hat das Bestehen einer Haftpflichtversicherung nachzuweisen, die 
folgende Schäden abdeckt: Sach- und Vermögensschäden i. H. v. und Vermögensschäden i. H. v. 
Personenschäden 5.000.000Personenschäden 5.000.000 €.€. Der Versicherungsschutz ist dem Auftraggeber, sofern dies Der Versicherungsschutz ist dem Auftraggeber, sofern dies 
nicht bereits bei der Angebotsabgabe vollumfänglich geschehen ist, unverzüglich nach nicht bereits bei der Angebotsabgabe vollumfänglich geschehen ist, unverzüglich nach 
Zuschlagserteilung durch VorlagZuschlagserteilung durch Vorlage einer Versicherungsbestätigung nachzuweisen. einer Versicherungsbestätigung nachzuweisen. 
Die Vertragspartner verpflichten sich, Schäden unverzüglich anzuzeigen, wenn sie bekannt Die Vertragspartner verpflichten sich, Schäden unverzüglich anzuzeigen, wenn sie bekannt 
werden. 

(1) DieDie Rahmenvereinbarung Rahmenvereinbarung tritt am
Auftraggeber hat das Recht, die Rahmenvereinbarung Auftraggeber hat das Recht, die Rahmenvereinbarung 
zu den vereinbarten Konditionenzu den vereinbarten Konditionen
MonateMonate vor Ablauf vor Ablauf 
Gebrauch macht. Gebrauch macht. 

(2) Die Rahmenvereinbarungie Rahmenvereinbarung
werden. Ein wichtiger Grund ist insbesondere gegeben, wennwerden. Ein wichtiger Grund ist insbesondere gegeben, wenn
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(3) Eine Kündigung bedarf der Schriftform. 
(4) Für den Fall der Kündigung bestehen keine Ausgleichs- oder Schadenersatzansprüche des 

Auftragnehmers gegen den Auftraggeber.
(5) Eine Kündigung der Rahmenvereinbarung lässt die bereits erfolgten Einzelbestellungen 

unberührt. 

§ 6 Datenschutz

(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die dem Auftraggeber nach Art. 14 Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO) obliegenden Informationspflichten gegenüber Mitarbeitern, 
Erfüllungsgehilfen und Dienstleistern (betroffene Personen) des Auftragnehmers zu erfüllen, 
wenn im Rahmen der Durchführung des Vertrages oder zur Erfüllung rechtlicher 
Verpflichtungen oder zur Wahrung berechtigter Interessen: personenbezogene Daten 
betroffener Personen (z. B. Name, E-Mail, Telefonnummer von Ansprechpartnern) 
weitergegeben werden, und/oder betroffene Personen (z. B. Ansprechpartner) auf 
Veranlassung des einen Vertragspartners den jeweils anderen Vertragspartner kontaktieren.

(2) Hierfür kann der Auftragnehmer, der die personenbezogenen Daten weitergibt bzw. auf 
dessen Veranlassung die Kontaktaufnahme erfolgt, dass ihm von dem Auftraggeber zur 
Verfügung gestellte Informationsblatt gemäß Anlage 5 verwenden. Der Auftragnehmer ist 
nicht verpflichtet, das von dem Auftraggeber zur Verfügung gestellte Informationsblatt vor der 
Aushändigung an die betroffene Person zu prüfen. Er ist weiterhin nicht berechtigt, das von 
dem Auftragnehmer zur Verfügung gestellte Informationsblatt ohne vorherige Zustimmung zu 
ändern.

§ 7 Compliance-Klausel

(1) Der Auftragnehmer garantiert im Allgemeinen und während der Dauer dieses Vertrages die 
Einhaltung aller anwendbaren Gesetze, Verordnungen und Vorschriften, einschließlich (aber 
nicht nur) aller Anti-Korruptions-Gesetze und -Vorschriften. Der Auftragnehmer hat im 
Zusammenhang mit den vertragsgegenständlichen Leistungen aus diesem Vertrag, sowie 
sonstigen für den Auftraggeber erbrachten Leistungen keine verbotenen Handlungen 
begangen, weder direkt noch indirekt, und wird dies auch künftig nicht tun. Verbotene
Handlungen beinhalten das Versprechen, Anbieten oder Gewähren, das Anfordern oder 
Annehmen eines unzulässigen Vorteils oder Nutzens um Handlungen in unzulässiger Weise 
zu beeinflussen. Hierunter fällt insbesondere auch die Teilnahme an Preisabsprachen.

(2) Der Auftragnehmer bemüht sich, die ihm in Absatz 1 auferlegten Pflichten ebenfalls in den 
Verträgen mit seinen im Rahmen der Durchführung dieses Vertrages beauftragten 
Subunternehmern zu vereinbaren. 

(3) Verletzt der Auftragnehmer oder ein von ihm beauftragter Dritter eine Pflicht aus den 
Absätzen 1 und 2 gravierend, ist der Auftraggeber berechtigt, den Vertrag fristlos schriftlich zu 
kündigen. Bei sonstigen Pflichtverletzungen ist der Auftraggeber gehalten, vor Ausspruch der 
fristlosen Kündigung eine Abmahnung auszusprechen.

(4) Wenn der Auftragnehmer aus Anlass des Vertrages eine Abrede getroffen hat, die eine 
unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt, hat er einen Betrag in Höhe von 3 v.H. der 
Auftragssumme an den Auftraggeber zu zahlen. Ansprüche auf Ersatz eines höheren 
Schadens bleiben unberührt. Dies gilt auch, wenn der Vertrag gekündigt wird oder bereits 
erfüllt ist. Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen sind insbesondere Verhandlungen und 
Verabredungen über die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten sowie die zu fordernden 
Preise als auch Vorteilsgewährung an Mitarbeiter des Auftraggebers.

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die dem Auftraggeber nach Art. 14 Datenschutz-
GVO) obliegenden Informationspflichten gegenüber Mitarbeitern, GVO) obliegenden Informationspflichten gegenüber Mitarbeitern, 

Erfüllungsgehilfen und Dienstleistern (betroffene Personen) des Auftragnehmers zu erfüllenErfüllungsgehilfen und Dienstleistern (betroffene Personen) des Auftragnehmers zu erfüllen, 
wenn im Rahmen der Durchführung des Vertrages oder zur Erfüllung rechtlicher wenn im Rahmen der Durchführung des Vertrages oder zur Erfüllung rechtlicher 

personenbezogene Daten personenbezogene Daten 
Mail, Telefonnummer von Ansprechpartnern) Mail, Telefonnummer von Ansprechpartnern) 

betroffene Personen (z. B. Ansprechpartner) auf betroffene Personen (z. B. Ansprechpartner) auf 
Veranlassung des einen Vertragspartners den jeweils anderen Vertragspartner kontaktieren.Veranlassung des einen Vertragspartners den jeweils anderen Vertragspartner kontaktieren.
Hierfür kann der Auftragnehmer, der die personenbezogenen Daten weitergibt bzw. auf Hierfür kann der Auftragnehmer, der die personenbezogenen Daten weitergibt bzw. auf 
dessen Veranlassung die Kontaktaufnahme erfolgt, dass ihm von dem Auftraggeber zur ihm von dem Auftraggeber zur 
Verfügung gestellte Informationsblatt gemäß Anlage 5 verwenden. Der Auftragnehmer ist erwenden. Der Auftragnehmer ist 
nicht verpflichtet, das von dem Auftraggeber zur Verfügung gestellte Informationsblatt vor der nicht verpflichtet, das von dem Auftraggeber zur Verfügung gestellte Informationsblatt vor der 
Aushändigung an die betroffene Person zu prüfen. Er ist weiterhin nicht berechtigt, das von Aushändigung an die betroffene Person zu prüfen. Er ist weiterhin nicht berechtigt, das von 
dem Auftragnehmer zur Verfügung gestellte Informationsblatt ohne vorherige Zustimmung zu dem Auftragnehmer zur Verfügung gestellte Informationsblatt ohne vorherige Zustimmung zu 

§ 7 ComplianceCompliance--KlauselKlausel

Der Auftragnehmer garantiert im Allgemeinen und während der Dauer dieses Vertrages die Der Auftragnehmer garantiert im Allgemeinen und während der Dauer dieses Vertrages die 
Einhaltung aller anwendbaren Gesetze, Verordnungen und Vorschriften, einschließlich (aber Einhaltung aller anwendbaren Gesetze, Verordnungen und Vorschriften, einschließlich (aber 
nicht nur) aller Anti-KorruptionsKorruptions--Gesetze und Gesetze und -Vorschriften. Der Auftragnehmer hat im 
Zusammenhang mit den vertragsgegenständlichen Leistungen aus diesem Vertrag, sowie Zusammenhang mit den vertragsgegenständlichen Leistungen aus diesem Vertrag, sowie 
sonstigen für den Auftraggeber erbrachten Leistungen keine verbotenen Handlungen sonstigen für den Auftraggeber erbrachten Leistungen keine verbotenen Handlungen 
begangen, weder direkt noch indirekt, und wird dies auch künftig nicht tun. Verbotenebegangen, weder direkt noch indirekt, und wird dies auch künftig nicht tun. Verbotene
Handlungen beinhalten das Versprechen, Anbieten oder Gewähren, das Handlungen beinhalten das Versprechen, Anbieten oder Gewähren, das 
Annehmen eines unzulässigen Vorteils oder Nutzens um Handlungen in unzulässiger Weise Annehmen eines unzulässigen Vorteils oder Nutzens um Handlungen in unzulässiger Weise 
zu beeinflussen. Hierunter fällt insbesondere auch die Teilnahme an Preisabsprachen.zu beeinflussen. Hierunter fällt insbesondere auch die Teilnahme an Preisabsprachen.

(2) Der Auftragnehmer bemüht sich, die ihm in Absatz 1 auferlegten Pflichten ebenfalls in den Der Auftragnehmer bemüht sich, die ihm in Absatz 1 auferlegten Pflichten ebenfalls in den 
Verträgen mit seinen im Rahmen der Durchführung dieses Vertrages beauftragten Verträgen mit seinen im Rahmen der Durchführung dieses Vertrages beauftragten 
Subunternehmern zu vereinbaren. Subunternehmern zu vereinbaren. 

(3)(3) Verletzt der Auftragnehmer oder ein von ihm beauftragter Dritter eine Pflicht aus den Verletzt der Auftragnehmer oder ein von ihm beauftragter Dritter eine Pflicht aus den 
Absätzen 1 und 2 gravierend, ist der Auftraggeber berechtigt, den Vertrag fristlos schriftlich zu Absätzen 1 und 2 gravierend, ist der Auftraggeber berechtigt, den Vertrag fristlos schriftlich zu 
kündigen. Bei sonstigen Pflichtverletzungen ist der Auftraggeber gehalten, vor Ausspruch der kündigen. Bei sonstigen Pflichtverletzungen ist der Auftraggeber gehalten, vor Ausspruch der 
fristlosen Kündigung eine Abmahnung auszusprechen.fristlosen Kündigung eine Abmahnung auszusprechen.

(4)(4) Wenn der Auftragnehmer aus Anlass des Vertrages eine Abrede getroffen hat, die eine Wenn der Auftragnehmer aus Anlass des Vertrages eine Abrede getroffen hat, die eine 
unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt, hat er einen Betrag in Höhe von 3 v.H. der 
Auftragssumme an den Auftraggeber zu zahlen. Ansprüche auf Ersatz eines höheren 
Sc
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§ 8 Salvatorische Klausel und Schlussbestimmungen

(1) Sollte eine Bestimmung des Vertrages oder Teile davon unwirksam sein oder werden, so wird 
die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hierdurch nicht berührt.

(2) Der Vertrag wird zweifach ausgefertigt. Jeder Vertragspartner erhält ein Exemplar des 
Vertrages zum Verbleib. 

(3) Jede Änderung oder Ergänzung dieses Vertrages, die nicht durch eine individuelle, 
unmittelbar zwischen den Vertragspartnern ausgehandelte Vereinbarung geschieht, bedarf zu 
ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 

(4) Wesentliche Bestandteile dieses Vertrages sind: 
- Anlage 1: Leistungsbeschreibung 
- Anlage 2: Angebot des Auftragnehmers vom …
- Anlage 3: das Bestellschreiben … vom …
- Anlage 4: die Vergabeunterlagen … 
- Anlage 5: Informationsblatt Datenschutz

(5) Der Gerichtsstand ist, soweit zulässig, Jena. Der Vertrag unterliegt deutschem Recht.

Ort, Datum_________________________  Ort, Datum_________________________

__________________________________  ___________________________________

Unterschrift      Unterschrift

unmittelbar zwischen den Vertragspartnern ausgehandelte Vereinbarung geschieht, bedarf zu unmittelbar zwischen den Vertragspartnern ausgehandelte Vereinbarung geschieht, bedarf zu 

Der Gerichtsstand ist, soweit zulässig, Jena. Der Vertrag unterliegt deutschem Recht.Der Gerichtsstand ist, soweit zulässig, Jena. Der Vertrag unterliegt deutschem Recht.

Ort, Datum_________________________Ort, Datum_________________________

__________________________________    ______________________________________________________________________

UnterschriftUnterschrift


